Betr.:

12. Méarz 2024

Schriftliche Kleine Anfrage

der Abgeordneten Heike Sudmann (DIE LINKE) vom 04.03.2024

und ANtwort des Senats
- Drucksache 22/14650 -

Elbtower: Falschaussagen des Senats zum Wiederkaufsrecht - die Rolle der Sozietat
Freshfields Bruckhaus Deringer - Finanzierungsfragen

Einleitung fiir die Fragen:

Der Senat versucht seit Wochen der Offentlichkeit und der Biirgerschaft einzureden, dass
das Wiederkaufsrecht fir das Elbtower-Grundstiick auch bei der im Januar eingetretenen In-
solvenz der Projektgesellschaft wéhrend der Bauphase greift. Im Grundstlickskaufvertrag un-
ter § 19.1.3.(a) steht hingegen, dass das Wiederkaufsrecht nur bei ,Eintritt einer Wirtschaftli-
chen Verschlechterung des Kéufers geméli3 § 10.7. innerhalb — Frist geschwérzt — nach Fer-
tigstellung” (Hervorhebung hinzugefigt) greift.

Die Erkldrungen des Senats, es kdme quasi auf den Geist des gesamten Kaufvertrages an,
es ddrften nicht einzelne Paragrafen aus dem Zusammenhang gerissen werden (vgl. z.B. S.
4 des Protokolls des Haushaltsausschusses vom 9.2.24), fallen beim Blick in die Senatsmit-
teilung vom 19. Juni 2018 (Drucksache 22/13500 ,HafenCity Elbtower”) wie ein Kartenhaus
in sich zusammen. Dort erklért der Senat ndmlich, dass ein Wiederkauf wéhrend der Bau-
phase nicht notwendig sei:

»-..Die Regelungen flihren zudem dazu, dass die kreditgebenden Banken ein erhebli-
ches Interesse nicht nur an der Eigenkapitalausstattung zum Zeitpunkt des Baube-
ginns haben, sondern ein eigenes, erhebliches Interesse an der Fertigstellung des
Bauvorhabens, und es damit in dem sehr unwahrscheinlichen Fall eines durch den fi-
nanziellen Ausfall des Bauherren verursachten Baustillstandes auch ohne Wiederkauf
des Grundstiicks durch die Freie und Hansestadt Hamburg zu einer qualitétsvollen
Fertigstellung des Bauvorhabens kommt." (S. 10/11)

Und ein paar Absétze weiter erklért der Senat, dass das Wiederkaufsrecht bei einer Insol-
venz des Kéufers erst NACH Fertigstellung greift:

,6.6.3 Wiederkauf

Schliel3lich steht der Freien und Hansestadt Hamburg in folgenden Féllen nach Eigen-
tumstibergang ein Wiederkaufsrecht zu:

... - Eintritt einer wirtschaftlichen Verschlechterung (insbes. Insolvenz) des Ké&ufers in-
nerhalb eines bestimmten Zeitraums nach Fertigstellung.” (S. 11/12)

Ich frage den Senat:

Der Senat beantwortet die Fragen teilweise auf der Grundlage von Auskinften der HafenCity Ham-

burg Gm

Frage 1:

Frage 2:

bH (HCH) wie folgt:

Hat der Senat die Blirgerschaft im Jahr 2018 oder jetzt aktuell falsch informiert?
Falls ja, weshalb? Falls nein, wie erklért der Senat dann die widersprtichlichen Aus-
sagen?

Geht der Senat davon aus, dass er angesichts der im Jahr 2018 von ihm getroffenen
Feststellung, dass das Wiederkaufsrecht im Insolvenzfall erst nach Fertigstellung
greift, einen Rechtsstreit liber ein Wiederkaufsrecht wéhrend der Bauphase gewin-
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nen kénne? Wenn ja, worauf stitzt er sich?

Vorbemerkung: Der Grundstiickskaufvertrag regelt im § 19.2.1 "Der Wiederkauf ist innerhalb von 9

Monaten nach Vorliegen der Wiederkaufsvoraussetzungen durch schriftliche Erkl&-
rung auszutiiben. Anderenfalls erlischt das jeweilige Wiederkaufsrecht." Wenn man
der aktuellen Vertragsinterpretation des Senats folgt, dass das Wiederkaufsrecht
bereits jetzt ausgelibt werden kann, dann wiirde nach der Insolvenz der Elbtower -
Projektgesellschaft im Januar diese Frist Ende Oktober 2024 ablaufen. In der Haus-
haltausschusssitzung am 09. Februar erlduterte der Senat, dass diese Frist noch
nicht laufen wiirde, da zun&chst eine Abhilfefrist von einem mindestens einem Mo-
nat gesetzt werden misse (Protokoll Haushaltsausschuss, S. 9). Der Zeitpunkt hier-
fiir sei nicht festgelegt.
Die in § 19.1.4 geregelte Abhilfefrist dient erkennbar dem Schutz der Grundstiicks-
ké&uferin, die vorzuwarnen ist und eine letzte Frist haben soll, Abhilfe zu schaffen.
Der Senat legt dies nun offenbar so aus, dass vertragliche Fristen zum Wiederkauf
erst zu laufen beginnen, wenn die Stadt zuvor eine Frist zur Abhilfe gesetzt hat. Das
wirde bedeuten, dass die Stadt den Start der vereinbarten Fristen nach Belieben
hinausschieben kénnte, indem sie die Fristsetzung zur Abhilfe hinauszégert.

Frage 3: Auf welche Préazedenzfélle beruft sich der Senat bei der Interpretation er sei ,aktuell
frei" mit der Setzung der Abhilfefrist, da kein spezifischer Zeitraum vorgesehen sei?

Frage 4: Welche Risiken geht der Senat ein, wenn er nicht innerhalb der Frist von neun Mo-
naten die Abhilfefrist setzt?

Frage 5: Hat der Senat inzwischen die Abhilfefrist gesetzt? Falls ja, wann und und fiir wie

lange? Falls nein, wird er vor Oktober 2024 tétig werden?

Es bestand sowohl damals als auch heute kein Zweifel daran, dass der Wiederkauf im Falle der Insol-
venz bereits ab Eigentumsiibergang und somit wahrend der Bauphase geltend gemacht werden kann.

Nach dem Grundstickskaufvertrag kann das Wiederkaufsrecht innerhalb von neun Monaten nach
Vorliegen der Wiederkaufsvoraussetzungen ausgeibt werden. Zu den Wiederkaufsvoraussetzungen
gehort auch der erfolglose Ablauf der Abhilfefrist, denn erst dann ist die Verkauferin nach § 19.1.4 des
Grundstiickskaufvertrages (GKV) tberhaupt zum Wiederkauf berechtigt. Neben dem Vertragswortlaut
geben auch Vertragssystematik und Entstehungsgeschichte vor, dass zunachst die Abhilfefrist von
mindestens einem Monat zu setzen ist, bevor die Neun-Monatsfrist zu laufen beginnt. Fir die Abhilfe-
fristsetzung selbst sieht der Grundstiickskaufvertrag keine Frist vor. Einer Bezugnahme auf ,Préze-
denzfalle" bedarf es vor diesem Hintergrund nicht. Die Voraussetzung fur die Ausiibung des Wieder-
kaufsrechts nach § 19.1.3 GKV bestehen nach wie vor. Eine Abhilfefrist wurde bisher nicht gesetzt. Im
Ubrigen sind die Uberlegungen dazu noch nicht abgeschlossen.

Der Senat hat die Burgerschaft nicht falsch informiert - weder im Jahr 2018 noch danach. Die Ausfiih-
rungen in der Mitteilung des Senats an die Blrgerschaft vom 19. Juni 2018 (Drs. 21/13500) enthalten
keine widerspruchlichen Aussagen. Es wird lediglich beschrieben, dass selbst im Falle eines, bei ei-
nem Bauvorhaben dieser GréRenordnung nicht auszuschlielBenden, baulichen Stillstandes durch fi-
nanziellen Ausfall des Bauherrn ein Eigeninteresse von Kapitalgebern an der Fertigstellung bestehen
sollte. In Anbetracht der wirtschaftlichen Interessen der Beteiligten kann auch ohne Ausibung des
Wiederkaufsrechts im Rahmen einer privatwirtschaftlichen Lésung eine Fertigstellung erwartet wer-
den. Die damaligen Ausfiihrungen des Senats besagen nicht, dass das Wiederkaufsrecht erst nach
der Fertigstellung ausgetiibt werden kann.

Im Ubrigen siehe Drs. 22/13696 sowie Drs. 22/14161.
Beratung und Einbindung der Sozietét Freshfields Bruckhaus Deringer beim Elbtower

Vorbemerkung: Die Kanzlei Freshfields Bruckhaus Deringer berét seit Jahren als private Auftrag-
nehmerin den Senat respektive die HafenCity Hamburg GmbH (HCH) beim Grund-
stiicksgeschéft zum Elbtower. In meinen Schriftlichen Kleinen Anfrage Drs. 22/8668
vom 22.6.22 und 22/13705 vom 01.12.23 hatte ich mich bereits mit der Rolle der
Sozietét befasst. Bei dem Ausschreibungsverfahren zum Elbtower, an dessen Ende
SIGNA als Investor ausgewéhlt wurde (https://www.freshfields.de/news/2018/02/ha-
fencity-freshfields-beraet-beim-auswahlverfahren-fuer-den-elbtower-5200/), war mit
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Frage 6:

Frage 7:

Frage 8:

Frage 9:

Dr. J.C. von der Sozietéat Freshfields Bruckhaus Deringer federfiihrend dieselbe Per-
son fir die Stadt tétig, die dann die Hamburg Commercial Bank (HCOB) bei dem
Verkauf ihres Stammsitzes in der Hamburger Innenstadt an die SIGNA-Gruppe be-
raten hat, mit der MalBgabe dass die Bank spéter Mieterin im Elbtower wird
(https.//www.freshfields.de/news/2020/12/freshfields-beraet-hcob-bei-dem-verkauf-
der-unternehmenszentrale-5981/). Dr. J.C. war bzw. ist auch in verschiedenen Auf-
sichtsréten stadtischer Unternehmen tétig.

Bei den Beratungen im Haushaltsausschuss zum Elbtower sind Mitarbeiter*innen
der Sozietét als Vertreter*innen des Senats anwesend und erteilen auch Antworten
und Auskiinfte.

Seit wann ist die Sozietét Freshfields Bruckhaus und Deringer fiir den Senat resp.
die HCH in Sachen Elbtower (Vorbereitung der Ausschreibung fiir die Grundstlicks-
vergabe, Beratung Kaufvertrag, ...) tétig?

Eine freihdndige Vergabe flir Rechtsberatung ist bis zu einer Kostengrenze von
750.000 Euro mdglich, diese Grenze diirfte lange Uberschritten sein. Wann und wo
erfolgte eine Ausschreibung fir die Beratungstétigkeit? Bitte auch darstellen, wie
viele Teilnehmer*innen es bei der Ausschreibung gab. Falls keine Ausschreibung
erfolgte, weshalb nicht? Und mdisste diese dann nicht baldigst nachgeholt werden,
weil inzwischen absehbar ist, dass beim Elbtower wohl noch auf Jahre hinaus eine
Rechtsberatung nétig sein wird?

Wird die Teilnahme von Mitarbeitenden der Sozietdt im Haushaltsausschuss dem
Senat oder der HCH in Rechnung gestellt? Falls ja, weshalb?

Hat die Sozietét bei der Beantwortung von Schriftlichen Kleinen Anfragen zum Elb-
tower mitgewirkt? Falls ja, bei welchen und weshalb wurde bei den Antworten nicht
darauf hingewiesen? Bitte auch angeben, ob die Mitwirkung in Rechnung gestellt
wurde.

Siehe Drs. 22/13594.

Mitarbeitende der Sozietat nehmen in ihrer Funktion als Rechtsberater der HCH an Haushaltsaus-
schusssitzungen teil, die Teilnahme ist daher zu vergiten.

Bei der Beantwortung Schriftlicher Kleiner Anfragen hat stets die jeweils zustandige Behérde die Fe-
derfuihrung. Soweit erforderlich, bedient der Senat sich dabei der Zuarbeit von mit den jeweiligen
Sachverhalten vertrauten externen Beratern. Da die Berater in dieser Funktion tatig werden, sind die
Tatigkeiten zu vergiten.

Lehren aus dem PUA Elbphilharmonie nicht beachtet?

Vorbemerkung: Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss zur Elbphilharmonie hélt in seinem

Frage 10:

Frage 11:

Frage 12:
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Bericht fest: "Die Schliisselrolle privatwirtschaftlicher Unternehmen darf im Projekt-
verlauf nicht unterbewertet werden. Mit dem anhaltenden Abbau von Strukturen,
Personal und Expertise auf stédtischer Seite geht auch die Beféhigung verloren
GroB3projekte in stadtischer Regie planen, durchfiihren und steuern zu kénnen. Der
Einbindung privater Dienstleister kommt folglich fir die Erledigung staatlicher Ho-
heitsaufgaben eine immer gréere Bedeutung zu. Sie dirfen sich bei solchen Auf-
trdgen der Offentlichen Hand nicht aus der Verantwortung stehlen. Ihre Arbeitser-
gebnisse missen auch nachtrdglich bewertet und kontrolliert werden und auch Re-
gresspflichten missen geprtift und durchgesetzt werden, wo Berater und Gutachter
nachweislich mangelhafte Arbeit abliefern”.

Welche privaten Dienstleister*innen wurden fiir welche Aufgaben(bereiche) von der
ersten Uberlegung zum Projekt Elbtower bis heute eingesetzt? Sollten aus welchen
Grinden auch immer die Namen nicht genannt werden, bitte die Aufgaben(berei-
che) darstellen.

Wie hoch sind bis zum heutigen Tag die Gesamtkosten, die fir diese Dienstleistun-
gen entstanden sind? Soweit méglich bitte die Kosten aufschliisseln nach Aufga-
ben(bereichen).

Hat der Senat eine nachtrédgliche Bewertung und Kontrolle der Arbeitsergebnisse
durchgefihrt oder wird er das durchfihren? Falls ja, (seit) wann, flir welche Aufga-
ben(bereiche) und mit welchen Ergebnissen? Falls nein, weshalb nicht?
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Fur das Projekt Elbtower wurden Dienstleister gemaf3 der folgenden Tabelle eingesetzt:

Lfd Nr Dienstleister Aufgabenbeschreibung

1. |Rechtsanwaltssozietat rechtliche Beratung im Rahmen der Ausschreibung sowie Ver-
handlung mit anschlieBendem Vertragscontrolling

2. |Unternehmensberatung | Vorprifung und Immobilienbezogene Bewertungen / Verfahrens-
betreuung

w

Rechtsanwaltssozietét rechtliche Beratung zur Wortmarke / Bildmarken "Elbtower"

4. [Rechtsanwaltssozietat rechtliche Beratung zu ErschlieBungsfragen (Ver- und Entsor-
gung)

5. |Rechtsanwaltssozietat rechtliche Beratung zu Gestattungsvertrage (fur die Gestattungs-
flachen - BE-flachen)

6. |Rechtsanwaltssozietéat Erstellung Ex-ante Transparenzbekanntmachung; Beratung zum
moglichen Vorgehen im Rahmen der Investorenauswahl fur das
.Hochhaus-Cluster-Grundstiick" im Quartier ,Elbbriicken”

7. |Planungs- und Beratungs{ Projektsteuerung
unternehmen / Techni-
scher Berater

8. [Technischer Berater Erstellung Larmgutachten
9. |Ingenieurbiro Erstellung Baugrundgutachten
10. |Bauunternehmen Ausfiihrung Baugrundaufschliisse
11. |Landvermesser Vermesser Leistungen (Grundstiicksvermessung)
12. |Ingenieurbiro Erstellen Gutachten zu Kaimauer / Uferkante entlang Oberhafen-
kanal
13. |Berater (Immobilienfinan- | Prifung FK-nachweis
zierung)

14. |Wirtschaftsprifung- & Prufung EK-nachweis
Steuerberatergesellschaft

15. |Rechtsanwaltssozietat rechtliche Beratung Warmeversorgung ostliche HafenCity

16. |Berater (Immobilienfinan- | Bieter Due Dilegence
zierung)

17. |Priufingenieurbiro Aufgaben gem. Prifverordnung im Rahmen des Baugenehmi-
gungsverfahrens

Fur von der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) beauftragte Dienstleister werden schon wéhrend
der Leistungserbringung regelmaRige Reviews durchgefiihrt und als Feedback in den Prozess einge-
speist. In Einzelfallen werden auch Dritte mit der Uberpriifung von Arbeitsergebnissen von Dienstleis-
tern betraut. Im Zusammenhang mit von der Stadt beauftragten Unternehmern und Dienstleistern sind
die nachtragliche Bewertung und Kontrolle der Arbeitsergebnisse ein zentrales Element der Qualitéts-
sicherung. Im Ubrigen siehe Drs. 22/9457.

Insolvenzverfahren

Frage 13: Hat der Senat seine derzeitigen Forderungen von 1,3 Mio. € gegen die Grund-
stiickserwerberin (s. Protokoll des Haushaltsausschusses) geltend gemacht? Falls
nein, weshalb nicht?

Wie ist der Stand des Insolvenzverfahren? Bitte auch angeben, ob eine
Glaubiger*innenversammlung bereits stattgefunden hat oder terminiert ist.

Aktuell lauft das vorlaufige Insolvenzverfahren, das Insolvenzverfahren selbst wurde noch nicht eroff-
net. Eine Anmeldung von Forderungen zur Insolvenztabelle kann nur nach Eréffnung des Insolvenz-
verfahrens erfolgen. Auch Glaubigerversammlungen finden erst nach Verfahrenseréffnung statt. Un-
abhéangig davon hat die Stadt ihre Forderungen bei der Kaufergesellschaft bereits geltend gemacht.

Grundstiickslibergabe trotz Wegfall des Fremdkapitals?
Vorbemerkung: Im Grundstlickskaufvertrag ist auch der Nachweis des Eigen- und Fremdkapitals fiir

die Erstellung des Elbtowers geregelt. Wie mittlerweile bekannt, ist der extern ge-
priifte ,verbindlich abgeschlossene und rechtlich wirksame Kreditvertrag“ von dem
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Tauglichen Finanzier im Februar 2023 aufgehoben worden, nur wenige Wochen
nach der Grundstlickslibergabe.

Frage 14: Hatte der Senat vor der Grundstlickslibergabe Anfang Januar 2023 bereits Hinwei-
se erhalten oder wahrgenommen, dass es bei der geplanten Finanzierung des
Fremdkapitals fiir den Elbtower Probleme gebe? Falls ja, wann und was hat der Se-
nat daraufhin unternommen?

Diese Frage beriihrt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse Dritter. Im Ubrigen gilt weiterhin, dass die
Kéauferin den anlass- und zeitpunktbezogenen Finanzierungsnachweis zu Baubeginn (8§ 3.4 GKV) er-
bracht hat.

Frage 15: Gab es durch die Grundstiickskduferin bzw. Projektgesellschaft Informationen zu
den Verédnderungen bei der Fremdkapitalfinanzierung? Falls ja, wann?

Siehe Drs. 22/14161.

Vorbemerkung: Die Grundstiicksk&uferin bzw. Projektgesellschaft gehért zum Imperium des schon
2018 umstrittenen und nicht unbedingt gut beleumundeten Investors René Benko.

Frage 16: Weshalb hat der Senat trotz des Wissens um das Geschéftsgebaren von Herrn
Benko im Kaufvertrag nicht geregelt, dass auch nach der Grundstiicksibergabe
Nachweise Uiber eine weiterhin vorhandene Finanzierung (Eigen- und Fremdkapital)
des Elbtowers vorzulegen sind?

Siehe Drs. 22/13697.
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	Bei den Beratungen im Haushaltsausschuss zum Elbtower sind Mitarbeiter*innen der Sozietät als Vertreter*innen des Senats anwesend und erteilen auch Antworten und Auskünfte.
	Frage 6: Seit wann ist die Sozietät Freshfields Bruckhaus und Deringer für den Senat resp. die HCH in Sachen Elbtower (Vorbereitung der Ausschreibung für die Grundstücksvergabe, Beratung Kaufvertrag, …) tätig?
	Frage 7: Eine freihändige Vergabe für Rechtsberatung ist bis zu einer Kostengrenze von 750.000 Euro möglich, diese Grenze dürfte lange überschritten sein. Wann und wo erfolgte eine Ausschreibung für die Beratungstätigkeit? Bitte auch darstellen, wie viele Teilnehmer*innen es bei der Ausschreibung gab. Falls keine Ausschreibung erfolgte, weshalb nicht? Und müsste diese dann nicht baldigst nachgeholt werden, weil inzwischen absehbar ist, dass beim Elbtower wohl noch auf Jahre hinaus eine Rechtsberatung nötig sein wird?
	Frage 8: Wird die Teilnahme von Mitarbeitenden der Sozietät im Haushaltsausschuss dem Senat oder der HCH in Rechnung gestellt? Falls ja, weshalb?
	Frage 9: Hat die Sozietät bei der Beantwortung von Schriftlichen Kleinen Anfragen zum Elbtower mitgewirkt? Falls ja, bei welchen und weshalb wurde bei den Antworten nicht darauf hingewiesen? Bitte auch angeben, ob die Mitwirkung in Rechnung gestellt wurde.
	Siehe Drs. 22/13594.
	Mitarbeitende der Sozietät nehmen in ihrer Funktion als Rechtsberater der HCH an Haushaltsausschusssitzungen teil, die Teilnahme ist daher zu vergüten.
	Bei der Beantwortung Schriftlicher Kleiner Anfragen hat stets die jeweils zuständige Behörde die Federführung. Soweit erforderlich, bedient der Senat sich dabei der Zuarbeit von mit den jeweiligen Sachverhalten vertrauten externen Beratern. Da die Berater in dieser Funktion tätig werden, sind die Tätigkeiten zu vergüten.
	Lehren aus dem PUA Elbphilharmonie nicht beachtet?
	Vorbemerkung: Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss zur Elbphilharmonie hält in seinem Bericht fest: "Die Schlüsselrolle privatwirtschaftlicher Unternehmen darf im Projektverlauf nicht unterbewertet werden. Mit dem anhaltenden Abbau von Strukturen, Personal und Expertise auf städtischer Seite geht auch die Befähigung verloren Großprojekte in städtischer Regie planen, durchführen und steuern zu können. Der Einbindung privater Dienstleister kommt folglich für die Erledigung staatlicher Hoheitsaufgaben eine immer größere Bedeutung zu. Sie dürfen sich bei solchen Aufträgen der öffentlichen Hand nicht aus der Verantwortung stehlen. Ihre Arbeitsergebnisse müssen auch nachträglich bewertet und kontrolliert werden und auch Regresspflichten müssen geprüft und durchgesetzt werden, wo Berater und Gutachter nachweislich mangelhafte Arbeit abliefern".
	Frage 10: Welche privaten Dienstleister*innen wurden für welche Aufgaben(bereiche) von der ersten Überlegung zum Projekt Elbtower bis heute eingesetzt? Sollten aus welchen Gründen auch immer die Namen nicht genannt werden, bitte die Aufgaben(bereiche) darstellen.
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	Für von der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) beauftragte Dienstleister werden schon während der Leistungserbringung regelmäßige Reviews durchgeführt und als Feedback in den Prozess eingespeist. In Einzelfällen werden auch Dritte mit der Überprüfung von Arbeitsergebnissen von Dienstleistern betraut. Im Zusammenhang mit von der Stadt beauftragten Unternehmern und Dienstleistern sind die nachträgliche Bewertung und Kontrolle der Arbeitsergebnisse ein zentrales Element der Qualitätssicherung. Im Übrigen siehe Drs. 22/9457.
	Insolvenzverfahren
	Frage 13: Hat der Senat seine derzeitigen Forderungen von 1,3 Mio. € gegen die Grundstückserwerberin (s. Protokoll des Haushaltsausschusses) geltend gemacht? Falls nein, weshalb nicht? Wie ist der Stand des Insolvenzverfahren? Bitte auch angeben, ob eine Gläubiger*innenversammlung bereits stattgefunden hat oder terminiert ist.
	Aktuell läuft das vorläufige Insolvenzverfahren, das Insolvenzverfahren selbst wurde noch nicht eröffnet. Eine Anmeldung von Forderungen zur Insolvenztabelle kann nur nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens erfolgen. Auch Gläubigerversammlungen finden erst nach Verfahrenseröffnung statt. Unabhängig davon hat die Stadt ihre Forderungen bei der Käufergesellschaft bereits geltend gemacht.
	Grundstücksübergabe trotz Wegfall des Fremdkapitals?
	Vorbemerkung: Im Grundstückskaufvertrag ist auch der Nachweis des Eigen- und Fremdkapitals für die Erstellung des Elbtowers geregelt. Wie mittlerweile bekannt, ist der extern geprüfte „verbindlich abgeschlossene und rechtlich wirksame Kreditvertrag“ von dem Tauglichen Finanzier im Februar 2023 aufgehoben worden, nur wenige Wochen nach der Grundstücksübergabe.
	Frage 14: Hatte der Senat vor der Grundstücksübergabe Anfang Januar 2023 bereits Hinweise erhalten oder wahrgenommen, dass es bei der geplanten Finanzierung des Fremdkapitals für den Elbtower Probleme gebe? Falls ja, wann und was hat der Senat daraufhin unternommen?
	Diese Frage berührt Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Dritter. Im Übrigen gilt weiterhin, dass die Käuferin den anlass- und zeitpunktbezogenen Finanzierungsnachweis zu Baubeginn (§ 3.4 GKV) erbracht hat.
	Frage 15: Gab es durch die Grundstückskäuferin bzw. Projektgesellschaft Informationen zu den Veränderungen bei der Fremdkapitalfinanzierung? Falls ja, wann?
	Siehe Drs. 22/14161.
	Vorbemerkung: Die Grundstückskäuferin bzw. Projektgesellschaft gehört zum Imperium des schon 2018 umstrittenen und nicht unbedingt gut beleumundeten Investors René Benko.
	Frage 16: Weshalb hat der Senat trotz des Wissens um das Geschäftsgebaren von Herrn Benko im Kaufvertrag nicht geregelt, dass auch nach der Grundstücksübergabe Nachweise über eine weiterhin vorhandene Finanzierung (Eigen- und Fremdkapital) des Elbtowers vorzulegen sind?
	Siehe Drs. 22/13697.


